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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des 
Rates über die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für 
einige selbständige Tätigkeiten 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Zur Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit in der Gemein- 
schaft sind noch Beschränkungen für die Aufnahme und die Aus- 
übung bestimmter selbständiger Tätigkeiten abzubauen. 


B. Lösung 

Die Mitgliedstaaten werden verpflichtet, für selbständige Tätig- 
keiten im Nachrichtenwesen, im Groß- und Einzelhandel, im 
Film- und Theaterwesen, Sport und Unterhaltung, in der Fische- 
rei, in der Tabakindustrie, im Verkehr, in persönlichen Dien- 
sten, in der Jagd und in der Herstellung von Fahrzeugen alle 
Beschränkungen abzubauen. Für die in diesen Berufen Tätigen 
sollen ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit die gleichen 
Bedingungen für die Niederlassung und die Ausübung dieser 
Tätigkeit geschaffen werden. 

(Einmütigkeit im Ausschuß) 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Vorsdilag 

Von dem Vorschlag der Kommission wird Kenntnis genommen. 
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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1565 


Sachgebiet 706 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des Rates 
über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für einige selbständige Tätig- 
keiten (aus Hauptgruppe 01 bis Hauptgruppe 90 CITI) 

— Drucksache Vl/291 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Luda 


Der Vorschlag der Kommission — Drucksache 
Vl/291 — wurde vcwm Herrn Präsidenten mit Schrei- 
ben vom 6. Februar 1970 an den Ausschuß für Wirt- 
schaft überwiesen. 

In den Allgemeinen Programmen zur Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs, die der Rat am 
18. Dezember 1961 erlassen hat, ist vorgesehen, daß 
die Beschränkungen schrittweise aufgehoben werden 
sollen. Dies ist für eine Reihe von selbständigen 
Tätigkeiten noch nicht geschehen. 

Der Richtlinienentwurf verpflichtet die Mitglied- 
staaten, für selbständige Tätigkeiten im Nachrich- 
tenwesen, im Groß- und Einzelhandel, im Film- und 
Theaterwesen, Sport und Unterhaltung, in der Fi- 
scherei, in der Tabakindustrie, im Verkehr, in per- 
sönlichen Diensten, in der Jagd und in der Her- 
stellung von Fahrzeugen alle Beschränkungen abzu- 
bauen. Für die in diesen Berufen Tätigen sollen ohne 
Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit die gleichen 


Bedingungen für die Niederlassung und die Aus- 
übung dieser Tätigkeiten geschaffen werden. 

Die unter den Richtlinien-Entwurf fallenden Tä- 
tigkeiten haben miteinander keine innere Verbin- 
dung. Es ist ihnen jedoch gemeinsam, daß eine 
Liberalisierung nach dem Muster der vom Rat be- 
reits verabschiedeten anderen Richtlinien auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft möglich ist, 
ohne daß gleichzeitig Koordinierungsmaßnahmen er- 
lassen werden müßten. Der Entwurf enthält auch die 
Liberalisierung der Be- und Verarbeitung von Ta- 
bak und den Einzelhandel mit Tabak. Der Ausschuß 
betonte, daß an der vorgeschlagenen Liberalisierung 
insbesondere auf diesen Gebieten festgehalten wer- 
den sollte, obwohl einige Mitgliedstaaten bemüht 
seien, die Tabakbe- und -Verarbeitung und den 
Tabakhandel wegen der bestehenden nationalen 
Monopole von der Liberalisierung auszunehmen. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe 
Haus, von dem Vorschlag der Kommission Kennt- 
nis zu nehmen. 


Bonn, den 8. Dezember 1970 


Dr. Luda 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag nimmt den Vorschlag 
der Kommission — Drucksache VI/291 — zur 
Kenntnis. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 
an der vorgeschlagenen Liberalisierung für den 
Einzelhandel mit Tabak und für die Be- imd 
Verarbeitung von Tabak festgehalten wird. 


Bonn, den 8. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Kienbaum 

. Vorsitzender 


Dr. Luda 

Berichterstatter 



